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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 08.03.2017
NIKLAUS BIERI

Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation
Verkehrspolitik

Im November 2016 richtete der Bundesrat seine Botschaft zum Regionalen
Personenverkehr 2018-2021 und den zugehorigen Verpflichtungskredit an das
Parlament. Zum Einen sollte mit einer Anderung des Personenbeférderungsgesetzes
(PBG) der Zahlungsrahmen als Instrument der Abgeltung von Leistungen des regionalen
Personenverkehrs durch den Verpflichtungskredit ersetzt werden. Zum Anderen sollte
mit einem Bundesbeschluss ein Verpflichtungskredit von CHF 3'959,6 Mio. fur die
Abgeltung von Leistungen des regionalen Personenverkehrs in den Jahren 2018 bis 2021
bewilligt werden.

Als Erstrat nahm der Standerat die Beratung des Geschafts am 8. Marz 2017 auf. Die
Kommissionsmehrheit der KVF-SR empfahl dem Rat, auf das Geschéft einzutreten, die
Anderung des PBG anzunehmen und den Verpflichtungskredit um CHF 144 Mio. zu
erhéhen. Bundesratin  Leuthard rief mit ungewohnt starken Worten zur
finanzpolitischen Vernunft auf und kritisierte, dass diverse Unterstitzerinnen und
Unterstitzer der Kommissionsmehrheit im Rat ihre Interessenbindungen nicht
offengelegt hatten. Eine Minderheit Wicki (fdp, NW) wollte dem Verpflichtungskredit
gemass Bundesrat zustimmen. Die kleine Kammer trat ohne Gegenantrag auf die
Vorlage ein und stimmte der Anderung des PBG einstimmig zu. Mit 26 zu 17 Stimmen
(keine Enthaltungen) folgte der Rat der Kommissionsmehrheit, erhoéhte den
Verpflichtungskredit und strich einen Artikel, der eine gestaffelte Freigabe der Mittel
des Kredits vorsah.

Der Nationalrat nahm die Debatte am 3. Mai 2017 auf. Die Mehrheit der KVF-NR
empfahl, auf die Vorlage einzutreten, der Anderung des Personenbeférderungsgesetzes
zuzustimmen und beim Verpflichtungskredit dem Beschluss des Stdnderates zu folgen.
Eine Minderheit Giezendanner (svp, AG) verlangte Nichteintreten und eine Minderheit
Buhler wollte bezlglich der Hohe des Verpflichtungskredits dem Bundesrat folgen. Die
Finanzkommission  dusserte  sich  ebenfalls zu diesem  Geschéft: Eine
Kommissionsmehrheit empfahl, bezlglich des Verpflichtungskredits dem Bundesrat zu
folgen, eine Minderheit Hadorn (sp, SO) wollte hingegen dem Standerat folgen. Mit 133
zu 44 Stimmen bei 7 Enthaltungen trat der Nationalrat auf die Vorlage ein. Die
Gesetzesanderung wurde mit 141 zu 40 Stimmen bei 9 Enthaltungen angenommen,
wobei samtliche Gegenstimmen und Enthaltungen aus der SVP-Fraktion stammten, die
in dieser Sache ungewdhnlich gespalten auftrat. Der vom Sténderat aufgenommenen
Erhéhung des Verpflichtungskredits stimmte der Nationalrat mit 98 zu 92 Stimmen bei
einer Enthaltung zu, ebenso bestatigte die grosse Kammer die Streichung des Artikels
zur gestaffelten Auszahlung der Gelder mit 116 zu 76 Stimmen (keine Enthaltungen). In
der Gesamtabstimmung stimmte der Nationalrat mit 136 zu 51 Stimmen bei 5
Enthaltungen der standeratlichen Fassung zu. Am 16. Juni 2017 nahm der Nationalrat die
Vorlage in der Schlussabstimmung mit 149 zu 45 Stimmen bei 2 Enthaltungen an, wobei
erneut alle Gegenstimmen und Enthaltungen aus den Reihen der SVP stammten. Der
Stéanderat stimmte in der Schlussabstimmung am selben Tag mit 43 zu 1 Stimme (keine
Enthaltungen) zu.'

1) AB NR, 2017, S. 618 ff.; AB SR, 2017, S. 167 ff.; BBI, 2016, S. 8817 ff.
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